
Digitalisierung und 
Entbürokratisierung.
Der Behördengang der Zukunft.
Stellen Sie sich vor, Sie wollen Ihren Wohn-
ort anmelden, Ihr Auto zulassen und eine 
Gewerbeanmeldung einreichen. Früher sind 
Sie dafür mit dreifacher Ausführung aller 
Dokumente zu drei verschiedenen Stellen 
gegangen und haben auf Nachfrage erfah-
ren, dass ein Dokument fehlt – also wurde 
ein neuer Termin notwendig. Im Jahr 2026 
wollen wir Freie Demokraten, dass Sie 
die digitale Plattform Ihres Wohnortes be-
suchen, von einem Chatbot begrüßt und 
durch die Fragen der Anträge geführt sowie 
auf fehlende Dokumente hingewiesen wer-
den. Haben Sie das Dokument an anderer 
Stelle schon einmal hochgeladen? Dann 
schlägt der Chatbot Ihnen vor, das Doku-
ment einzufügen – der Staat hat es bereits, 
Sie müssen nichts weiter tun. Moderne Sys-
teme lesen Ihre Dokumente aus und vervoll-
ständigen die Anträge soweit möglich für 
Sie. Sind alle Anträge abgeschlossen, schi-
cken Sie diese ab, alle beteiligten Behörden 
erhalten die notwendigen Informationen und 
Sie erhalten über den von Ihnen gewünsch-
ten digitalen Kanal eine Rückmeldung. Das 
kann Ihr E-Mail-Postfach, Ihr Messenger 
oder eine SMS sein. Mit uns F  reien Demo-
kraten wird der Staat wieder zum Dienstleis-
ter seiner Bürgerinnen und Bürger.

Der Staat als Dienstleister.
Unternehmen, Hochschulen, ehrenamtlich 
Tätige und nicht zuletzt Bürgerinnen und 
Bürger ersticken immer wieder in unnötiger 
Bürokratie. Allein in Hessen arbeiten 13.000 
Menschen für die Finanzverwaltung und 
dennoch mussten Bürgerinnen und Bürger 
dem Land in der Grundsteuererklärung 
Daten liefern, die es längst hat. Jährlich 
werden zahlreiche Berichte für die öffent-
liche Hand produziert, die keiner liest, auf 
Basis derer keine Handlung vorgenommen 
wird. Und im Zweifel werden noch Probleme 
übersehen, wie in den Lebensmittelskanda-
len der letzten Jahre deutlich wurde. Zu sehr 
steigen die Belastungen durch bürokratische 
Hemmnisse ohne nennenswerten Nutzen, zu 
wenig können sich die Beschäftigten in Hes-
sens Behörden auf die wirklich wesentlichen 

Dinge konzentrieren. Überbürokratisierung 
schadet beiden Seiten, deshalb werden wir 
Freie Demokraten uns für eine Entbürokrati-
sierungsoffensive im Land einsetzen.

Leben und arbeiten Sie, wo Sie wollen.
Wer sich abseits urbaner Ballungsräume 
aufhält, der kennt es: Ständig bricht die 
Verbindung ab. Videotelefonie, Streaming 
und andere datenintensive Anwendun-
gen sind kaum störungsfrei möglich. Die 
digitale Lücke zwischen Stadt und Land 
schrumpft nicht schnell genug. Nach wie 
vor hat Hessen zwei der drei am schlech-
testen an das Mobilfunknetz angeschlos-
senen Landkreise, in allen Technologien 
hinkt das Land beim Ausbau hinterher. 
Beim Gigabitausbau hat man, statt früh 
auf die zukunftsfähige Glasfaser zu setzen, 
lange das Kupferkabel ertüchtigt und muss 
nun mühsam nachziehen. Das Prinzip 
„Markt vor Staat“ muss dabei Handlungs-
maxime bleiben, die Förderung durch 
Bund und Land dort ankommen, wo kein 
eigenwirtschaftlicher Ausbau stattfindet. 
Dazu eignen sich die Gigabit-Gutscheine, 
die wir Freie Demokraten den Bürgerinnen, 
Bürgern und Unternehmen zur Verfügung 
stellen wollen. In der kommenden Legis-
laturperiode wird es darum gehen, den 
ländlichen Raum flächendeckend an das 
Hochgeschwindigkeitsnetz anzubinden, 
damit Sie dort leben und arbeiten können, 
wo Sie wollen.
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Kontakt 

FDP Hessen
Adolfsallee 11, 65185 Wiesbaden

T: 0611 999060, F: 0611 9990635
hessen@fdp.de, fdp-hessen.de

Der Staat als Dienstleister.
Durch eine Entbürokratisierungsoffensive sorgen wir dafür,  
dass sich Hessens Behörden auf die wirklich wesentlichen Dinge 
konzentrieren können.

Moderne Ausstattung der Polizei.
Die personelle und sachliche Ausstattung der hessischen Polizei 
wollen wir verbessern.

Leben und arbeiten Sie,  
wo Sie wollen.
Mit Gigabit-Gutscheinen verbinden wir Stadt und Land flächen-
deckend mit dem digitalen Hochgeschwindigkeitsnetz, damit die 
Menschen dort leben und arbeiten können, wo sie wollen.

Höhere Gebühren für 
Polizeieinsätze.
Die Kostendeckung bei rechtswidrigen Protestformen wie  
Straßenblockaden der Klimakleber gewährleisten wir durch die 
Überarbeitung des Kostenrechts. 

Das moderne Gericht (E-Justice).
Die Versäumnisse der letzten Jahre holen wir mit einem Digitali-
sierungsturbo auf und schaffen den papierlosen Gerichtssaal.

Frei und 
sicher leben.
Feuer und Flamme 
für Hessen.
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Land Hessen als Arbeitgeber attraktiver 
machen.
Wir wollen, dass das Land Hessen auch 
als Arbeitgeber attraktiv bleibt. Eine leis-
tungsfähige Verwaltung kann es nur geben, 
wenn dem drohenden Fachkräftemangel 
ein öff entlicher Dienst mit hoher Attraktivi-
tät für die Bewerberinnen und Bewerber 
entgegengestellt wird – gerade auch mit 
Blick auf die Konkurrenzsituation zur freien 
Wirtschaft. Hierzu gehört, dass die ver-
fassungsmäßige Besoldung für Beamte 
unverzüglich wiederhergestellt wird. Kon-
kret werden wir uns an den Vorgaben des 
BVerfG orientieren und insbesondere das 
Mindestabstandsgebot von 15 Prozent zum 
Grundsicherungsniveau halten.

Rechtspolitik.
Das moderne Gericht (E-Justice).
Die Regierung hat die Digitalisierung der 
hessischen Justiz bisher verschlafen. 
Wir wollen die Versäumnisse der letzten 
Legislaturperioden mit einem Digitalisie-
rungsturbo aufholen. Wir setzen uns dafür 
ein, dass Anwältinnen und Anwälte sowie 

Bürgerinnen und Bürger mittels moder-
ner Kommunikationsmittel mit der Justiz 
kommunizieren können. Unser Ziel ist der 
papierlose Gerichtssaal. Wir wollen den 
elektronischen Rechtsverkehr weiter aus-
bauen. Dies erfordert die Bereitstellung der 
notwendigen personellen und sachlichen 
Ressourcen. Wir wollen sicherstellen, dass 
die Vorteile des besonderen elektronischen 
Anwaltspostfaches (beA) auch durchgängig 
barrierefrei von der Justiz genutzt werden. 
In geeigneten Fällen sollen Zeugenverneh-
mungen und Gerichtsverhandlungen per 
Videokonferenztechnik erfolgen können. Die 
Grundbuchakte ist bürgernah und eff ektiv 
einer vollelektronischen Lösung zuzuführen.

Häusliche Gewalt eff ektiv bekämpfen.
Wir Freie Demokraten fordern, dass die 
Istanbul-Konvention zur Verhütung und 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 
häuslicher Gewalt auch auf Landesebene 
schnell, umfassend und wirksam umgesetzt 
wird. Wir wollen Betroff enen anzeigeunab-
hängig, kostenlos und anonym die Spuren-
sicherung bei sexueller und sexualisierter 
Gewalt ermöglichen. Dazu prüfen wir auch 
in Hessen die Einführung bereits angelau-
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fener Pilotprojekte – wie etwa das vom 
Bundesministerium der Justiz geförderte 
Projekt „Gewaltfrei in die Zukunft“. An-
sprechpartnerinnen und Ansprechpartner 
bei Polizei und Justiz müssen nach ge-
meinsamen Standards aus- und weiter-
gebildet werden. Wir setzen uns auch für 
einen zeitnahen bedarfsgerechten Ausbau 
von Frauenhausplätzen ein. Informationen 
über Hilfsangebote zu häuslicher Gewalt 
sollen standardmäßig beim Besuch der 
Frauenärztin oder des Frauenarztes zur 
Verfügung gestellt werden. Außerdem wol-
len wir eine besser ausgebaute und insti-
tutionalisierte präventive sowie repressive 
Täter- und Täterinnenarbeit.

Präventive Maßnahmen gegen 
Kindesmissbrauch.
Wir wollen uns auch weiterhin für die 
Umsetzung präventiver Maßnahmen 
zur Bekämpfung von Kindesmissbrauch 
einsetzen. Dazu sollen Programme zur 
Prävention ausgebaut werden. Ebenso 
soll es ein ausreichendes Angebot an 
psychologischer Betreuung für ehema-

lige Gefangene geben, die nach einer 
einschlägigen Verurteilung aus der Haft 
entlassen wurden. Grundrechtskonforme 
Verfahren zur Sicherung von Daten sollen 
ausgebaut werden, um Straftäterinnen 
und Straftäter der Online-Kinderpornogra-
fi e leichter ermitteln zu können. Die stark 
angestiegene Zahl von Minderjährigen, die 
als Beschuldigte in Ermittlungsverfahren 
zur Kinderpornografi e stehen, sieht die 
FDP mit großer Sorge. Kinder sollten die 
Möglichkeit erhalten, sich niederschwel-
lig vertrauensvoll polizeilich beraten zu 
lassen. Dazu ist ein Angebot aufzubauen, 
welches sich dieser Thematik online an-
nimmt, um Eltern, Lehrkräfte und betroff e-
ne Kinder zu informieren und zu beraten. 
Über die Erreichbarkeit dieses Angebots 
sind alle Schülerinnen und Schüler ab der 
4. Klasse zu informieren.
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Innenpolitik.
Moderne Ausstattung der Polizei.
Wir unterstützen weitere Maßnahmen zur 
Verbesserung der sachlichen Ausstattung 
und der Einsatzmittel der Polizei. Wir for-
dern, dass die Nutzung von Tasern als 
milderes Mittel gegenüber der Schusswaffe 
bereits im Rahmen der Ausbildung für Poli-
zeibeamtinnen und -beamte verpflichtend 
wird. Darüber hinaus sollen regelmäßig 
Schulungen hinsichtlich der Nutzung von 
dieser stattfinden. Wir setzen uns dafür ein, 
dass in jedem Polizeiwagen ein Taser als 
Ausstattung gegeben ist. Dadurch wird eine 
verhältnismäßigere Ausübung unmittelbaren 
Zwangs durch die Polizei sichergestellt.

Höhere Gebühren für Polizeieinsätze.
Rechtswidrige Protestformen wie die Stra-
ßenblockaden der Klimakleber stören nicht 
nur die Freiheit aller. Die mutwillig provo-
zierten Polizeieinsätze sind auch teuer. Die 
Kosten, die die Allgemeinheit zu tragen hat, 
werden durch die bislang erhobenen Ge-
bühren nicht ausreichend gedeckt. Neue 

Protestformen erfordern einen teils be- 
achtlichen Aufwand der Polizei, wie etwa 
das Herausfräsen von Händen, die mit 
speziellem Kleber an Straßenbeton geklebt 
werden. Wir Freie Demokraten werden  
das Kostenrecht überarbeiten und die  
entsprechenden Gebühren erhöhen, damit 
die Kostendeckung gewährleistet wird.

Videoüberwachung nur an neuralgischen 
Punkten.
Wir setzen uns entschieden gegen anlass-
lose und flächendeckende Videoüberwa-
chung ein. Sie stellt keinen Ersatz für die 
Präsenz von Polizeikräften vor Ort dar. 
Nur vereinzelt können Überwachungskame-
ras an neuralgischen Punkten einen ausrei-
chenden Beitrag zur Aufklärung von Krimi-
nalität liefern. Deshalb bedarf es einer sehr 
genauen Prüfung der Verhältnismäßigkeit 
und Aufnahmen müssen – sollten sie keine 
strafrechtlichen Inhalte enthalten – nach 
gewisser Zeit (bspw. maximal 48 Stunden) 
durch das Überschreiben der Aufnahmen 
sicher gelöscht werden.

Freiheit und  
Sicherheit.
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